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B.2.3  Personen in familienähnlichen Wohn- 
 und Lebensgemeinschaften

Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt wird anteilmässig 

im Verhältnis zur gesamten Haushaltsgrösse festgelegt.

Unter den Begriff familienähnliche Wohn- und Lebensgemeinschaften fal-

len Paare oder Gruppen, welche die Haushaltfunktionen (Wohnen, Essen, 

Waschen, Reinigen usw.) gemeinsam ausüben und/oder finanzieren, also 

zusammenleben, ohne eine Unterstützungseinheit zu bilden (z.B. Konku-

binatspaare, Eltern mit volljährigen Kindern).

Durch das gemeinsame Führen des Haushalts entspricht der Bedarf der 

Wohn- und Lebensgemeinschaft jenem einer Unterstützungseinheit glei-

cher Grösse.

B.2.4  Personen in Zweck-Wohngemeinschaften

Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt wird unabhängig 

von der gesamten Haushaltsgrösse festgelegt. Er bemisst sich 

nach der Anzahl Personen in der Unterstützungseinheit. Der 

entsprechende Grundbedarf wird um 10 Prozent reduziert.

Unter den Begriff Zweck-Wohngemeinschaften fallen Personengruppen, 

welche mit dem Zweck zusammen wohnen, die Miet- und Nebenkosten 

gering zu halten. Die Ausübung und Finanzierung der Haushaltsfunktionen 

(Wohnen, Essen, Waschen, Reinigen usw.) erfolgt vorwiegend getrennt.

Durch das gemeinsame Wohnen werden neben der Miete einzelne Kos-

ten, welche im Grundbedarf enthalten sind, geteilt und somit verringert 

(z.B. Abfallentsorgung, Energieverbrauch, Festnetz, Internet, TV-Gebühren, 

Zeitungen, Reinigung).

Für junge Erwachsene in Zweck-Wohngemeinschaften ist die Berechnung 

gemäss Praxishilfe H.11 vorzunehmen.
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B.2.5 Personen in stationären Einrichtungen

Bedürftigen Personen in stationären Einrichtungen (Heimen, Kliniken usw.), 

in therapeutischen Wohngemeinschaften oder in Pensionen ist an Stelle 

des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt eine Pauschale zur Deckung 

der nicht im Pensionsarrangement enthaltenen Ausgabepositionen zu ge-

währen. Die Höhe der Pauschale ist nach der körperlichen und geistigen 

Mobilität abzustufen. Der Situation Jugendlicher und junger Erwachsener 

ist in diesem Zusammenhang besonders Rechnung zu tragen.

Die Pauschale beträgt 255 bis 510 Franken pro Monat, falls 

nicht anderweitige kantonale Regelungen gelten.
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B.3  Wohnkosten

Anzurechnen ist der Wohnungsmietzins (bei Wohneigentum 

der Hypothekarzins), soweit dieser im ortsüblichen Rahmen 

liegt. Ebenfalls anzurechnen sind die vertraglich vereinbarten 

Nebenkosten (bzw. bei erhaltenswertem Wohneigentum die 

offiziellen Gebühren sowie die absolut nötigen Reparaturkosten).

Kosten für Heizung und Warmwasser (z.B. Elektro- und Holzheizungen, 
Elektroboiler) sind nach effektivem Aufwand zu vergüten, sofern sie nicht 
über die Wohnnebenkosten mit dem Vermieter abgerechnet werden. 

Überhöhte Wohnkosten sind so lange zu übernehmen, bis eine zumut-
bare günstigere Lösung zur Verfügung steht. Die Sozialhilfeorgane haben 
die Aufgabe, die Sozialhilfebezügerinnen und -bezüger bei der Suche nach 
günstigem Wohnraum aktiv zu unterstützen. Übliche Kündigungsbedin-
gungen sind in der Regel zu berücksichtigen.

Bevor der Umzug in eine günstigere Wohnung verlangt wird, ist die Situa-
tion im Einzelfall genau zu prüfen. Insbesondere sind folgende Punkte  
bei einem Entscheid zu berücksichtigen: Die Grösse und die Zusammen-
setzung der Familie, eine allfällige Verwurzelung an einem bestimmten Ort, 
das Alter und die Gesundheit der betroffenen Personen sowie der Grad 
ihrer sozialen Integration.

Beim Bezug einer preiswerten Wohnung sollte die Hinterlegung einer 
Kaution oder eine Mietzinsgutsprache der Sozialhilfeorgane vermieden 
werden. Ist dies nicht möglich, zählt dieser Betrag als eine Unterstützungs-
leistung im Rahmen der Wohnkosten. Die Sozialhilfeorgane müssen die 
Rückerstattung sicherstellen.

Bei einem Wegzug aus der Gemeinde sollte das bisherige Sozialhilfeorgan 
abklären, ob der künftige Mietzins in der neuen Gemeinde akzeptiert wird. 
Für die bei einem Wegzug zu übernehmenden Kosten gilt Kapitel C.1.7.
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Werden innerhalb einer familienähnlichen Wohn- und Lebens-

gemeinschaft (vgl. Kapitel B.2.3) nicht alle Personen unter-

stützt, wird der gemäss den massgeblichen Mietzinsrichtlinien 

für die entsprechende Haushaltsgrösse angemessene Mietzins 

auf die Personen aufgeteilt.

Bei Zweck-Wohngemeinschaften ist zu berücksichtigen, dass diese einen 
grösseren Wohnraumbedarf haben als familienähnliche Wohn- und Lebens-
gemeinschaften gleicher Grösse. Bezüglich der besonderen Wohn- und 
Lebenssituation von jungen Erwachsenen ist Kapitel H.11 zu konsultieren.

Wenn eine Person längerfristig unterstützt wird, hat sie keinen Anspruch 
auf die Erhaltung ihres Wohneigentums. Es ist aber, wenn die Zinsbelastung 
vertretbar ist, stets zu prüfen, ob die Mehrkosten, die durch die Erhaltung 
des Eigentums für die Öffentlichkeit entstehen, nicht durch eine Grund-
pfandsicherheit abgedeckt werden können (vgl. Kapitel E.2.2). 

Weigern sich unterstützte Personen, eine günstigere Wohnung zu suchen 
oder in eine effektiv verfügbare und zumutbare günstigere Wohnung 
umzuziehen, dann können die anrechenbaren Wohnkosten auf jenen 
Betrag reduziert werden, der durch die günstigere Wohnung entstanden 
wäre. Dies bedeutet unter Umständen, dass die unterstützte Person den 
teureren Mietzins nicht mehr bezahlen kann und die Kündigung erhält. 
In diesem Fall ist das Gemeinwesen verpflichtet, eine Notunterkunft zur 
Verfügung zu stellen. 

Angesichts des regional unterschiedlichen Mietzinsniveaus wird empfohlen, 
regional oder kommunal ausgerichtete Obergrenzen für die Wohnkosten 
verschieden grosser Haushalte festzulegen. 
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F.5  Familienähnliche Wohn- 
 und Lebensgemeinschaften

F. 5.1  Grundsätze

Die in einer familienähnlichen Wohn- und Lebensgemeinschaft 

(vgl. Definition Kapitel B.2.3) zusammenlebenden Personen 

werden nicht als Unterstützungseinheit erfasst. 

Für jede unterstützte Person ist ein individuelles Unterstützungskonto 
zu führen.

Nicht unterstützte Personen haben alle Kosten, die sie verursachen, selbst 
zu tragen. Dies betrifft insbesondere die Aufwendungen für den Grund-
bedarf für den Lebensunterhalt, die Wohnkosten und die situationsbeding-
ten Leistungen. Die Kosten werden innerhalb der Gemeinschaft grund-
sätzlich nach Pro-Kopf-Anteilen berücksichtigt (vgl. Kapitel B.2 und B.3).

Die in familienähnlichen Wohn- und Lebensgemeinschaften 

zusammenlebenden Personen sind in der Regel rechtlich nicht 

zu gegenseitiger Unterstützung verpflichtet. Einkommen und 

Vermögen werden daher nicht zusammengerechnet. 

Ein Beitrag der nicht unterstützten Person im Budget der unterstützten 
Person kann nur unter den Titeln Entschädigung für Haushaltführung oder 
Konkubinatsbeitrag angerechnet werden, sofern die entsprechenden Vor-
aussetzungen erfüllt sind. Insbesondere ist zu beachten, dass ein Konkubi-
natsbeitrag nur bei einem stabilen Konkubinat angerechnet werden kann. 

Ein Konkubinat (auch gleichgeschlechtliche eheähnliche Wohn- und Le-
bensgemeinschaft) gilt als stabil, wenn es mindestens zwei Jahre andauert 
oder die Partner mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben. 

F.5–1



SKOS-Richtlinien 12/14

F.5.2  Entschädigung für Haushaltsführung

Von einer unterstützten, in einer Wohn- und Lebensgemein-

schaft lebenden Person wird zur Minderung der Unterstüt-

zungsbedürftigkeit (vgl. Kapitel A.5.2) erwartet, im Rahmen 

ihrer zeitlichen und persönlichen Möglichkeiten den Haushalt 

für nicht unterstützte berufstätige Kinder, Eltern, Partner und 

Partnerin zu führen. Ausgeschlossen sind Wohngemeinschaf-

ten ohne gemeinsame Haushaltsführung.

Für die erwartete Arbeitsleistung im Haushalt hat die unterstützte Person 
Anspruch auf eine Entschädigung, die ihr als Einnahme anzurechnen ist. 
Die Rollenverteilung wird aufgrund äusserer Indizien (Arbeitspensum, 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit) eingeschätzt.

Der Umfang der von der unterstützten Person erwarteten Arbeitsleistung 
im Haushalt hängt von ihrer zeitlichen Verfügbarkeit und ihrer Arbeits-
leistungsfähigkeit ab. Insbesondere sind deren Erwerbstätigkeit, Teilnahme 
an Ausbildungs- oder Integrationsmassnahmen und die gesundheitliche 
Situation zu beachten.

Die Höhe der Entschädigung ist einerseits von der erwarteten Arbeits-
leistung der unterstützten Person und andererseits von der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der pflichtigen Person abhängig. Die Hälfte des Über-
schusses (Einnahmen minus erweitertes SKOS-Budget, vgl. Praxishilfe H.10) 
wird bis maximal 950 Franken angerechnet.

Der Betrag an die unterstützte Person ist im Rahmen der finanziellen 
Leistungsfähigkeit mindestens zu verdoppeln, wenn eines oder mehrere 
Kinder der pflichtigen Person betreut werden.
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F.5.3  Konkubinatsbeitrag

Leben die Partner in einem stabilen Konkubinat und wird nur 

eine Person unterstützt, werden Einkommen und Vermögen 

des nicht unterstützten Konkubinatspartners angemessen 

berücksichtigt. 

Vom nicht unterstützten Konkubinatspartner wird erwartet, dass er 
zunächst für seine eigenen Kosten und bei gegebener Leistungsfähigkeit 
für die vollen Kosten der gemeinsamen, im gleichen Haushalt lebenden 
Kinder aufkommt.

Bei weiterer Leistungsfähigkeit wird ein Konkubinatsbeitrag mittels erwei-
tertem SKOS-Budget errechnet (vgl. Praxishilfe H.10).

Konkubinatspaare, bei denen beide Partner unterstützt werden, sind 
 materiell nicht besser zu stellen als ein unterstütztes Ehepaar. 
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H.11 Junge Erwachsene in der Sozialhilfe

Einleitung

Als „junge Erwachsene” gelten in der Sozialhilfe alle Men-

schen zwischen dem vollendeten 18. und dem vollendeten 

25. Altersjahr. Bei ihnen ist der nachhaltigen beruflichen Inte-

gration höchste Priorität beizumessen; sie sollen eine ihren 

Fähigkeiten entsprechende Erstausbildung abschliessen.

Grundsätzlich wird von jeder hilfesuchenden Person eine den persönlichen 
Fähigkeiten und Möglichkeiten entsprechende Eigenleistung erwartet, um 
kurzfristig die Notlage zu reduzieren und mittel- und langfristig ihre per-
sönliche und wirtschaftliche Situation nachhaltig zu verbessern. Langfristig 
vermindert insbesondere der Abschluss einer Berufsausbildung das Risiko 
längerer Unterstützungsbedürftigkeit. 

Die spezielle Situation der jungen Erwachsenen beim Übergang von der 
Schulpflicht ins Berufsleben erfordert angepasste Angebots- und Pro-
grammstrukturen, welche die Beratungs- und Motivationsarbeit sowie das 
Coaching stärker in den Vordergrund stellen. Dazu sind allenfalls ergänzend 
zu bestehenden Massnahmen zusätzliche Abklärungs-, Qualifizierungs- und 
Integrationsangebote bereitzustellen, um die Chancen junger Erwachsener 
bei der Ausbildung und beim Berufseinstieg zu verbessern. Eine rasche 
Zuweisung ist entscheidend.

Unterschiedliche Klienten-/Klientinnengruppen

■ Junge Erwachsene ohne Erstausbildung

Primäres Ziel bei dieser Personengruppe ist es, den Einstieg in eine den 
Fähigkeiten angemessene Ausbildung zu fördern und zu ermöglichen. 
Ergänzend zur Existenzsicherung sind die jungen Erwachsenen zur Berufs-
ausbildung zu motivieren, bei der Berufsfindung und Lehrstellensuche zu 

H.11–1



SKOS-Richtlinien 12/14

unterstützen und es sind allfällige Bildungslücken zu schliessen. Dies gilt 
auch dann, wenn die junge Person bereits erwerbstätig ist oder war. Die 
Eltern sind nach Möglichkeit frühzeitig in den Hilfsprozess einzubeziehen; 
Rollen, Erwartungen und finanzielle Aspekte sind zu klären.

■ Junge Erwachsene in Erstausbildung

Jungen Erwachsenen, die sich in einer Erstausbildung befinden, ist der 
Ausbildungsabschluss zu ermöglichen. Dazu ist erforderlich, dass die 
Existenz gesichert ist. 

Grundsätzlich haben die Eltern für den Unterhalt des Kindes und die 
Kosten einer angemessenen Erstausbildung aufzukommen (Art. 276 Abs. 1 
ZGB). Diese Unterhaltspflicht besteht auch dann, wenn sich junge mündige 
Personen noch in Ausbildung befinden (Art. 277 Abs. 2 ZGB). Junge Er-
wachsene in Ausbildung werden demnach in denjenigen Fällen unterstützt, 
in denen die Einnahmen (z.B. Lehrlingslohn, Stipendien) nicht ausreichen 
und die Eltern den notwendigen Unterhalt nicht leisten können oder nicht 
bereit sind, ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen. Im letztgenannten Fall 
hat die Unterstützung bevorschussenden Charakter; die Sozialbehörde 
tritt in den Unterhaltsanspruch ein und macht ihn bei den Eltern geltend 
(vgl. Art. 289 Abs. 2 ZGB).

■ Junge Erwachsene mit abgeschlossener Erstausbildung

Anspruch auf finanzielle Sozialhilfe haben auch junge Erwachsene, wenn 
eigene Mittel und Leistungen Dritter nicht genügen. Ziel ist, die dauerhafte 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt individuell zu fördern.
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Unterstützungsberechnung

Die spezifische Lebenssituation der jungen Erwachsenen in der Phase 
zwischen Schule, Berufsbildung und Arbeitsaufnahme und der Vergleich zu 
nicht unterstützten Personen in vergleichbarer Lebenslage verlangen eine 
sachlich differenzierte Anwendung der geltenden Unterstützungsrichtlinien.

Von jungen Erwachsenen ohne oder in Erstausbildung wird erwartet, 
dass sie bei den Eltern wohnen, sofern keine unüberbrückbaren Konflikte 
bestehen.

Generell ist jungen Erwachsenen zuzumuten, eine günstige Wohngelegen-
heit (z.B. ein einfaches Zimmer mit oder ohne Kochgelegenheit, ein 
 Studentenheim oder das Teilen der Wohnung mit anderen) zu suchen 
und damit ihre Unterstützungskosten zu minimieren. Junge Erwachsene 
sollen durch materielle Unterstützung nicht besser gestellt werden als 
nicht unterstützte junge Leute mit niedrigem Einkommen.

Die Finanzierung einer eigenen Wohnung wird nur bewilligt, wenn hierfür 
besondere Gründe bestehen.

■ Junge Erwachsene in Wohn- und Lebensgemeinschaften

Junge Erwachsene, die im Haushalt der Eltern oder in anderen 

familienähnlichen Gemeinschaften wohnen, werden nach den 

Prinzipien für Wohn- und Lebensgemeinschaften unterstützt 

(vgl. Kapitel F.5).

Sie erhalten zur Deckung ihres Lebensunterhaltes den auf sie anteilsmäs-
sig anfallenden Grundbedarf (Unterhaltsbetrag geteilt durch die Anzahl 
der im Haushalt lebenden Personen = Kopfquote). Die anteilsmässigen 
Wohnkosten werden bei jungen Erwachsenen, die im Haushalt der Eltern 
leben, nur dann angerechnet, wenn den Eltern die Übernahme der vollen 
Wohnkosten nach den gesamten Umständen (wie persönliche Beziehung, 
finanzielle Verhältnisse) nicht zugemutet werden kann.
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■ Junge Erwachsene in Zweck-Wohngemeinschaften

Junge Erwachsene, die in einer Wohngemeinschaft ohne 

gemeinsame Haushaltsführung leben, werden nach den An-

sätzen für den Zweipersonenhaushalt – umgerechnet auf die 

Einzelperson – unterstützt.

Gemeint sind junge Erwachsene, die weder einen eigenen Haushalt führen, 
noch im Haushalt der Eltern leben oder sich in einer stationären Einrich-
tung mit Vollpension aufhalten, sondern in einer Wohngemeinschaft leben, 
ohne eine Wirtschaftsgemeinschaft zu bilden (sogenannte Zweck-Wohn-
gemeinschaft, wie z.B. eine Studenten-Wohngemeinschaft). Sie erhalten zur 
Deckung ihres Lebensunterhaltes anteilmässig den Grundbedarf auf der 
Basis eines Zweipersonenhaushalts. Bei den Wohnkosten ist zu berücksich-
tigen, dass Zweck-Wohngemeinschaften einen grösseren Wohnraumbedarf 
haben als Wohn- und Lebensgemeinschaften gleicher Grösse.

■ Junge Erwachsene mit eigenem Haushalt

In begründeten Fällen wird die Führung eines eigenen Haus-

haltes anerkannt und die Unterstützung erfolgt uneinge-

schränkt nach Kapitel B.

Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn eine junge erwachsene Person 
vor nicht voraussehbarer Unterstützungsbedürftigkeit schon einen eigenen 
Haushalt führt und diesen mit Erwerbseinkommen finanziert. Eine Rück-
kehr zu den Eltern darf in diesem Fall grundsätzlich nicht verlangt werden.

Das Führen eines eigenen Haushalts ist insbesondere auch aus medizini-
schen Gründen, bei einem Haushalt mit Kindern oder mangels Angeboten 
an günstigen alternativen Wohnmöglichkeiten zu akzeptieren. 
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